
Wahlkampf

Die Leiter 
steht

A ls Parteivorsitzender wusste 
Franz Müntefering um seine 
Aufgabe: „Den Boden fest-

trampeln, eine Leiter hinstellen, 
hochklettern.“ So beschrieb der 
SPD-Grande 2009 die Ausgangslage. 
Seinerzeit trampelte er vergeblich, 
wollte der Boden einfach keinen 
Halt geben, so dass die SPD mit ih-
rem Kandidaten Steinmeier ins Bo-
denlose versank.

Zwei Wahlkämpfe später versucht 
Martin Schulz sein Glück. Und ange-
sichts des Jubels, der ihm an der 
Parteibasis entgegenfliegt, und der 
guten Umfragewerte fragen sich die 
Wahlkampfstrategen von CDU und 
CSU: Ist der Boden womöglich be-
reitet für einen Erfolg der SPD? Wie 
sollen sie reagieren?

 Bereits mit dem Erstarken der 
AfD dämmerte einigen in der Uni-
on, dass es einen Wahlkampf wie in 
der Vergangenheit nicht mehr ge-
ben kann. Zu sehr polarisieren die 
Rechten und binden Nichtwähler 
an sich, als dass die Union dies mit 
Merkels zur Raute geformten und 
souverän ruhenden Händen beant-
worten könnte. Und nun zwingen 
auch noch die guten Umfragewerte 
der SPD die Union zu handeln. 
Selbst Merkel und ihre Getreuen 
wissen nun, was die Zeit von ihnen 
verlangt: Die CDU muss wieder ihre 
Abteilung Attacke aufbauen. 

Die jungen Wilden in der Union 
erfreut das, wollen sie doch nicht 
mehr nur die Erfolge verwalten, 
sondern mit neuen Ideen und Posi-
tionen der Oppositionsbank ent-
kommen. Sie wissen: Bislang war es 
nur wenigen Kanzlern vergönnt, 
mehr als drei Legislaturperioden 
die Macht zu sichern. Will die CDU 
unter der Regierung Merkel dies 
schaffen, dann muss sie inhaltliche 
Angebote unters Volk bringen.

Auftakt könnte der politische 
Aschermittwoch sein, an dem sich 
die Parteien duellieren werden. Vor 
allem CSU-Chef Seehofer wird 
mächtig austeilen – nicht gegen 
Merkel. Seine Dauerkritik an der 
Kanzlerin hatte anderen den Boden 
bereitet, um ihre Leiter draufzustel-
len. Inzwischen aber steht der 
Feind wieder auf der anderen Seite. 
Die Union wird nun versuchen, 
Schulz den Boden unter den Füßen 
wegzuziehen. 

Die Union muss den Wählern 
mehr als Merkel bieten, wenn 

sie die Wahl gewinnen will, sagt 
Daniel Delhaes. 

N
achvollziehbar ist das, was gerade in 
Italien geschieht, nicht mehr. Es ist 
ebenso absurd wie surreal, was die Re-
gierungspartei in Rom veranstaltet. Da-
bei geht es immerhin um Matteo Renzis 

Partei PD, die mit einer satten Mehrheit in beiden 
Parlamentskammern eine Koalitionsregierung führt.

 In Deutschland wäre eine solche Situation unvor-
stellbar: Es wäre so, als würde die CDU nichts anderes 
tun, als laut über den eigenen Kurs debattieren, statt 
zu regieren. Doch seit Wochen beherrscht diese öf-
fentliche Selbstzerfleischung der stärksten Partei die 
Medien. Spaltung oder nicht, Kurs in die Mitte und 
Öffnung zu neuen Partnern oder Rückkehr nach links 
wie in frühen Jahren – es wird gestritten, als gäbe es 
Themen wie Reformstau, Haushaltsdisziplin, Banken-
krise und internationale Verpflichtungen nicht.

Warum ist das so? Die italienische Mentalität 
reicht nicht mehr als Erklärung – das greift zu kurz 
und ist zu sehr Stereotyp. Es gibt zwei Gründe für 
das merkwürdige innenpolitische Spektakel, das der 
Opposition, besonders der radikalen, eine Steilvorla-
ge bietet. Zum einen die Suche nicht nur einer Par-
tei, sondern eines ganzen Landes nach dem richti-
gen Kurs in die Gegenwart.

Es gibt nirgendwo stärkere Widerstände gegen In-
novationen als in der drittgrößten Volkswirtschaft 
der Euro-Zone. Abzulesen war das etwa bei der Re-
form des Arbeitsmarkts und auch dem Protest der 
Gewerkschaften. Es gibt Berufsstände, die sich gegen 
Liberalisierungen stemmen, wie Apotheker, Notare 
oder Taxifahrer – und die mal eben aus Protest ge-
gen Uber das Land lahmlegen wie im Moment. 

 Doch es herrscht weiterhin die „casta“, jene Polit-
Kaste in Rom, die es trotz vieler Ankündigungen 
nicht geschafft hat, sich auf Effizienz zu trimmen. 
Noch immer hat Italien im Europavergleich mit die 
meisten Abgeordneten mit den höchsten Gehältern 
und den extravagantesten Privilegien. Dabei ist die 
PD die einzige Partei, die diesen Namen überhaupt 
noch verdient. Alle anderen sind Bewegungen, Kon-
gregationen, die von Berlusconi bis Grillo das Pro-
gramm geschmeidig an die vermeintliche Wähler-
gunst anpassen. Das ist gefährlich angesichts des 
auch in Italien wachsenden Populismus.

Zur Stabilität des Landes und des politischen Sys-
tems kann die PD aber nur noch beitragen, wenn ihr 
selbstzerfleischender Grundsatzstreit letztlich doch 
noch zu einem konstruktiven Ergebnis führt. Immer-
hin haben die Unternehmer den Reformkurs bisher 
auf breiter Linie unterstützt. 

Der zweite Grund für das innenpolitische Chaos 
heißt Matteo Renzi. Die Karriere des 42-Jährigen ist 

noch nicht beendet, auch wenn er jetzt weder Pre-
mier noch Generalsekretär seiner Partei ist. Sein 
Comeback ist sicher, er weiß die Parteimehrheit hin-
ter sich und wird mit großer Wahrscheinlichkeit als 
Spitzenkandidat bei den nächsten Wahlen antreten. 
Doch sein politisches Experiment ist längst geschei-
tert. Im Rückblick wird seine fast dreijährige Regie-
rungszeit als ein Aufbruch gewertet werden, der ste-
ckengeblieben ist.

 Italien brauchte zwar Renzis Schwung und sein 
Tempo. Er hat große Schritte in Richtung Reformen 
und Bekämpfung von Korruption und Steuerhinter-
ziehung gemacht. Beim Thema Bankenkrise aber hat 
er die Dinge laufen lassen und kostbare Zeit zur Sa-
nierung des Sektors vertan. Doch mehr als Tempo 
braucht der Kampf gegen Alteingefahrenes langen 
Atem und hartes Durchhaltevermögen – zwei Eigen-
schaften, die Renzi nicht hat. 

Renzis Niederlage beim Referendum über eine 
Verfassungsreform war für Italien ebenso verhee-
rend wie für Renzi höchstpersönlich. Kommt er zu-
rück, muss er wieder von vorn beginnen und wird 
dabei auch seinen rustikal-brüsken Stil ändern müs-
sen. 

Bei allem Theaterdonner in der italienischen 
 Politik muss festgestellt werden: Auf die Zuschauer, 
die Wähler, hört offensichtlich gerade mal wieder 
keiner in Rom, obwohl die Bürger in Umfragen deut-
lich den Kurs vorgegeben haben: Sie wollen mehr-
heitlich eben keine schnellen Neuwahlen, 70 Pro-
zent der PD-Wähler sind gegen eine Spaltung der 
Partei, und 60 Prozent wollen Renzi zurück. Die jet-
zige Legislaturperiode endet bereits im Frühjahr 
2018. 

 Italien ist „too big to fail“, zu groß zum Scheitern. 
Und ein Austritt aus der Euro-Zone ist eher ein aka-
demisches Thema als eine wirkliche politische Opti-
on. Und es sieht danach aus, als käme das Land ge-
rade eben noch zurück ins Gleis, trotz der chaoti-
schen Lage in Rom. Das Wachstum ist minimal, aber 
es ist da. Immerhin.

Die kleinen und mittleren Unternehmen bilden 
ein solides ökonomisches Fundament. „Made in Ita-
ly“ ist ein Selbstläufer, immer mehr auch auf außer-
europäischen Märkten. Der Handelsbilanzüber-
schuss mit beinahe deutschen Dimensionen ist nur 
ein Indiz dafür. Und Stabilität ist nicht zu unterschät-
zen in diesen Monaten der Wahlen in den Niederlan-
den, Frankreich und Deutschland. 

Leitartikel

Chaostage  
in Rom

Italien betreibt 
wieder einmal 
Nabelschau, 
sieht Regina 

Krieger.

Es gibt nir -
gendwo 
stärkere 

Widerstände 
gegen Innovati -
onen als in der 

drittgrößten 
Volkswirtschaft 
der Euro-Zone.

„Wir müssen mehr Geld investieren. Wenn unsere 
(Airbus) A400M nur den Hinflug schafft und von 
unseren Tornados nicht mal zehn Prozent einsatzfähig 

sind, dann haben wir ja offensichtlich ein Problem.“
Jens Spahn, CDU, parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, 
meint, Deutschland sollte mehr Geld fürs Militär und weniger für Sozialleistungen ausgeben

Worte des Tages

„Vielleicht ist der Spielraum 
zu ihrer Verbesserung 
etwas begrenzter als im 

Bereich der Wettervorhersage.“
Andrew Haldane, Chefvolkswirt der Bank von England, 
in einem Londoner Parlamentsausschuss zur Frage,  
wie verlässlich volkswirtschaftliche Prognosen seien

„Die wahre Existenz 
dieses Landes wurde 
einfach ignoriert und 

durch eine falsche ersetzt.“
Ajatollah Ali Chamenei, oberster iranischer Führer, 
hält eine Lösung der Palästinafrage  
mit Kompromissen für unmöglich 

W ieder einmal. Die Einnahmen der gesetzli-
chen Krankenkassen drohen mit den Ausga-
ben für die gesundheitliche Versorgung 

nicht Schritt zu halten. Und das trotz guter Konjunktur, 
hohem Beschäftigungsstand und ansehnlichen Beitrags-
einnahmen. Die Ursachen dieser Misere sind in davon-
eilenden Kosten zu suchen. Laut Statistik der Kranken-
versicherung sind die Ausgaben für Arzneimittel zwi-
schen 2011 und 2015 um fast 20, die für ärztliche Be-
handlung um rund 24 und die für Krankenhausbehand-
lung um 16 Prozent gestiegen.

Doch diese Analyse der Kostenprobleme im Gesund-
heitssystem ist defizitär. Ein wesentlicher Kostentreiber 
bleibt unerwähnt. Und der wurzelt im Finanzierungs-
modell der gesetzlichen Krankenversicherung, das Ge-
sundheitsminister Gröhe 2015 ins Leben gerufen hat. Es 
sieht vor, dass der allgemeine Beitragssatz zur Kranken-
versicherung bei 14,6 Prozent festgeschrieben wird und 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern paritätisch zu 
tragen ist. Sind die Mittel, die den Kassen aus dem Ge-
sundheitsfonds zufließen, nicht ausreichend, können 

sie kassenindividuelle Zusatzbeiträge erheben. Diese 
sind gleichwohl allein von den Versicherten zu tragen.

Gegenwärtig liegt der von den Versicherten zu tra-
gende durchschnittliche Zusatzbeitragssatz bei 1,1 Pro-
zent. Nach Schätzungen dürfte er bis 2019 auf bis zu 1,8 
Prozent steigen. Die einseitige Versichertenbelastung 
schafft eine Interessen- und Anreizstruktur, die als Kos-
tentreiber wirken muss. So zahlen Versicherte mit Ein-
kommensabzügen und Konsumverzicht für kostentrei-
bende Innovationen. Ihre Kosten-Nutzen-Bilanz ver-
schlechtert sich, zumal es sich vielfach um Scheininno- 
vationen mit fragwürdigem Nutzen handelt.

 Anders bei den Arbeitgebern. Mit der Freistellung vom 
Kostenzuwachs erlahmt das Interesse an der Kosten-
dämpfung. Mehr noch: Wachsende Ausgaben für statio-
näre, ambulante und medikamentöse Versorgung bedeu-
tet für die Anbieter der Leistungen expandierende Märk-
te und weitere Umsatz- und Gewinnchancen. Das kann 
nicht gutgehen. Mit dem Abschied von der paritätischen 
Finanzierung des Gesundheitssystems und der Entlas-
tung der Arbeitgeber von künftigen Kostensteigerungen 
hat die Arbeitgeberseite das Interesse an einer umsichti-
gen Ausgabenpolitik im Gesundheitssystem verloren. 
Während die Versicherten mit Einkommens- und Kon-
sumverzicht überzogene Gewinninteressen von Pharma-
industrie, Apotheken, Ärzten und Krankenhauskonzer-
nen finanzieren müssen, können sich die Arbeitgeberver-
treter in der sozialen Selbstverwaltung zurücklehnen. 
Wen das Gerechtigkeitsargument nicht beeindruckt, der 
sollte sich bei dem Plädoyer für die Rückkehr zur Parität 
von ökonomischer Rationalität überzeugen lassen.

Gastkommentar

Kostenbremse Parität

Die gestörte Parität ist ein 
Kostentreiber im Gesundheits -

system, den es zu beseitigen gilt, 
fordert Hans-Jürgen Urban.

Stimmen weltweit

Die „Neue Zürcher Zeitung“ findet, dass der 
Verkauf von Opel an den französischen 

PSA-Konzern die Politik nichts angeht.

D ie deutsche Regierung ist besorgt, ebenso 
die britische. Selbst in Paris schrillen die 
Alarmglocken, obwohl die französische 

Firma als Käuferin agiert. (...) Allerdings geht der 
Vorgang die Politiker gar nichts an. PSA und Opel 
sind weitestgehend private Unternehmen, wenn-
gleich Frankreich an PSA einen Anteil von rund 14 
Prozent hält. Entsprechend hat sich die Politik in 
einer Marktwirtschaft aus Fusionen und Akquisi-
tionen herauszuhalten. Es sollte gerade in der EU 
selbstverständlich sein, dass Unternehmen grenz-
überschreitend andere Firmen kaufen – egal in 
welche Richtung. Dabei obliegt es den Gewerk-
schaften, Interessen der Arbeitnehmer zu verteidi-
gen – und nicht den Politikern. Das gilt umso mehr 
in Deutschland, wo Tarifautonomie herrscht. Es 
war noch selten zum Wohle eines Unternehmens, 
wenn es zum Spielball der Politik wurde. Opel ist 
das beste Beispiel für eine Firma, die Jahrzehnte 
vor sich hin siecht, weil auch wegen politischer 
Einflüsse die Sanierung nicht vorankommt und Ar-
beitsplätze künstlich erhalten werden.
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Die italienische Tageszeitung „Corriere della 
Sera“ kommentiert den Machtkampf in der 

Regierungspartei PD und den Rücktritt des 
Vorsitzenden Matteo Renzi.

D ie sozialdemokratische Partei war eine 
Utopie. Und eine Utopie kann man nicht 
zweiteilen. Es ist ein bisschen wie mit 

der Freiheit: Sie ist unteilbar. Was am Sonntag 
passiert ist, ist deshalb nicht wirklich eine Auf-
spaltung, sondern ein Ende. Keiner der beiden 
Stummel, die übrig bleiben, können je die Seele 
des Projekts, nicht einmal seine Kraft wieder -
erlangen. (...) Zurzeit schauen die Dummen auf 
die Umfragen und rechnen sich aus, wie viel sie 
verlieren und wie viel sie gewinnen. Die Klugen 
sollten auf das Risiko schauen, das sich durch die 
Krise des Partito Democratico auftut. Es ist ein 
gefährliches Vakuum. Wenn die Ära des Optimis-
mus die PD hervorgebracht hat, leben wir nun 
im Zeitalter des Pessimismus.dp
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Der britische „Guardian“ kommentiert die 
Schweden-Äußerungen Donald Trumps und 
sieht in dem Land den Patriotismus gestärkt.

F ür einen Großteil der schlecht informier-
ten und bornierten Leute (in den USA) (...) 
ist Schwedens Problem nicht, dass es dort 

inzwischen ähnliche soziale Missstände gibt wie 
in Amerika, sondern dass das Land angeblich zu 
muslimisch geworden ist. Dies mag eine zu subti-
le Analyse sein. Vielleicht würde man bei Fox 
News meinen, dass das Problem in beiden Fällen 
die Anwesenheit von Schwarzen ist, ob man sie 
nun „Muslime“ nennt oder nicht. 

Was immer törichte Konservative in den USA 
denken sollten, Schweden ist keine Frontlinie in 
einer Schlacht der Zivilisationen. Der unmittelba-
re Effekt der Anmerkung Trumps wird für 
Schweden vermutlich wohltuend sein. Die Welle 
des Spotts, die sie auslöste, dürfte in Schweden 
zu einem Aufschwung des Patriotismus geführt 
haben. Jedoch ist das Land auch mit ernsthaften 
Problemen konfrontiert, für die es keine kurzfris-
tigen Lösungen gibt.
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